
Anlage 2 

Eigenerklärung „Zuverlässigkeit“ 

Der Bieter hat mit Abgabe seines Angebotes zum Nachweis seiner Zuverlässigkeit, dass er nicht gem. 

§§123, 124 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) von der Vergabe öffentlicher 

Aufträge ausgeschlossen ist, eine Eigenerklärung abzugeben. 

 

Ich/wir erklären, 

a. Dass ich/wir den gesetzlichen Pflichten zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie zur 

Zahlung der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung (Kranken-, Unfall-, Renten-, und 

Arbeitslosenversicherung) nachgekommen bin/sind. 

b. Dass über mein/unser Vermögen nicht das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares 

gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels 

Masse abgelehnt ist. (Sollte das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches 

Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse 

abgelehnt worden sein, sind zusätzliche Unterlagen einzureichen, die geeignet sind, die 

finanzielle Leistungsfähigkeit des Unternehmens zu belegen. Diese Unterlagen müssen der 

Vergabestelle die Möglichkeit geben, zu prüfen, ob das Unternehmen dazu in der Lage ist, 

den zu vergebenen Auftrag zu erfüllen. Fehlende Nachweise können zum Ausschluss aus dem 

laufenden Verfahren führen.) 

c. Dass (Zutreffendes bitte ankreuzen) 

o In den letzten drei Jahren Verfehlungen im Sinne von § 2 Abs. 2 des Gesetzes zur 

Einrichtung eines Registers zum Schutz fairen Wettbewerbs (GRfW) vorgelegen 

haben; es wurden jedoch Maßnahmen zur Selbstreinigung und zur Prävention 

ergriffen. Nachweise über diese Maßnahmen sind als Anlagen(n) beigefügt. Fehlende 

Nachweise können zum Ausschluss aus der laufenden Vergabe führen. 

o Keine Verfehlungen im sinne §2 Abs. 2 des Gesetzes zur Einrichtung eines Registers 

zum Schutz fairen Wettbewerbs (GRfW)vorliegen, die meinen/unseren Ausschluss 

vom Wettbewerb rechtfertigen könnten oder kein Eintrag in vergleichbaren 

Registern anderer Bundesländer erfolgt ist. 

d. Dass ich/wir in den letzten drei Jahren nicht gem. §21Abs. 1 des Gesetzes zur Bekämpfung 

der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung (SchwarzArbG) oder gem. §21 abs. 1 

Arbeitnehmerentsendegesetz (AentG) mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 3 Monaten oder 

einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500€uro 

belegt worden bin/sind. 

e. Dass dem Angebot nur die eigenen Preisermittlungen zu Grunde liegen und dass mit anderen 

Bewerbern Vereinbarungen weder über die Preisbildung noch über die Gewährung von 

Vorteilen an Mitbewerber getroffen sind und auch nicht nach Abgabe des Angebotes 

getroffen werden. 

Mir/uns ist bekannt, dass die Nichtvorlage oder die Unrichtigkeit vorstehender Erklärung zu 

meinem/unseren Ausschluss aus diesem Vergabeverfahren oder zu einer Vergabesperre gem. § 

6GRfW sowie zur Kündigung eines bereits geschlossenen Vertrages führen kann. 

 

________________________________________________________________________________ 

Ort / Datum  (Firmenstempel / Name und Unterschrift des Bieters) 


